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I. Geltungsbereich und Vertragsabschluss 

1. Diese Allgemeinen Lieferbedingungen gelten ausschließlich gegenüber 

Unternehmern im Sinne des § 14 BGB, juristischen Personen des öffentlichen 

Rechts und öffentlich-rechtlichen Sondervermögen. Sie gelten für sämtliche 

Lieferungen und Leistungen der Schlöder GmbH (nachfolgend: Verkäufer) 

gegenüber ihren Käufern (nachfolgend: Käufer). Diese Fassung gilt für Verträge, 

die ab dem 1. September 2026 geschlossen werden. Abweichende, 

entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen des 

Käufers werden nur Vertragsbestandteil, wenn der Verkäufer ihrer Geltung 

ausdrücklich in Textform zugestimmt hat. Dieses Zustimmungserfordernis gilt 

auch dann, wenn der Verkäufer in Kenntnis der Geschäftsbedingungen des 

Käufers eine Lieferung oder Leistung vorbehaltlos ausführt oder annimmt. 

Soweit trotz beiderseitiger Bezugnahme auf kollidierende Allgemeine 

Geschäftsbedingungen ein Vertrag zustande kommt, gelten die individuell 

vereinbarten Bestimmungen und die übereinstimmenden Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen; an die Stelle einander widersprechender Bedingungen 

treten die gesetzlichen Vorschriften. Maßgeblich für Inhalt und Umfang der 

Lieferung und Leistung sind die zwischen den Parteien getroffenen 

Individualvereinbarungen; ergänzend gilt die Auftragsbestätigung des 

Verkäufers, soweit deren Inhalt Vertragsbestandteil geworden ist. 

2. Unsere Angebote sind freibleibend und unverbindlich. Dies gilt auch dann, 

wenn wir dem Käufer Kataloge, technische Dokumentationen (z. B. Zeich-

nungen, Pläne, Berechnungen, Kalkulationen, Verweisungen auf DIN-Normen) 

sowie sonstige Produktbeschreibungen oder Unterlagen (auch in elektro-

nischer Form), überlassen haben. An allen in Zusammenhang mit der 

Auftragserteilung dem Käufer überlassenen Unterlagen behalten wir uns 

Eigentums- und Urheberrechte vor. Diese Unterlagen dürfen Dritten nicht 

zugänglich gemacht werden, es sei denn, wir erteilen dazu dem Käufer unsere 

ausdrückliche schriftliche Zustimmung.  

3. Wo in diesen Bedingungen von Schadensersatz die Rede ist, sind darunter 

auch Ansprüche auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen zu verstehen. 

4. Mindestauftragswerte und Mindermengenzuschläge gelten nur, soweit sie 

im Angebot oder in der Auftragsbestätigung ausgewiesen sind. Nach 

Vertragsschluss bedürfen Stornierungen oder sonstige vom Käufer gewünschte 

Vertragsaufhebungen oder -änderungen der Zustimmung des Verkäufers in 

Textform; ein Anspruch auf Zustimmung besteht nicht. Stimmt der Verkäufer 

zu und wird nichts Abweichendes vereinbart, hat der Käufer die bis zur 

Vertragsaufhebung entstandenen und nicht mehr vermeidbaren Kosten, 

Verpflichtungen gegenüber Dritten und die Vergütung für bereits erbrachte 

Leistungen sowie den nach den gesetzlichen Grundsätzen ersatzfähigen 

entgangenen Gewinn zu tragen. Dem Käufer bleibt der Nachweis gestattet, 

dass kein oder ein wesentlich geringerer Betrag angefallen ist. Gesetzliche 

Rücktrittsrechte und Kündigungsrechte aus wichtigem Grund bleiben 

unberührt. 

5. Bei Lieferungen, die nach Zeichnungen, Mustern, Spezifikationen, 

technischen Daten oder sonstigen Vorgaben des Käufers hergestellt oder 

angepasst werden (kundenspezifische Lieferungen), trägt der Käufer die 

Verantwortung für die Richtigkeit, Vollständigkeit und rechtzeitige 

Bereitstellung seiner Vorgaben sowie deren Eignung für den von ihm 

beabsichtigten Zweck, soweit der Verkäufer nicht ausdrücklich eine Prüfungs- 

oder Beratungspflicht übernommen hat. Erforderliche Freigaben sind vom 

Käufer rechtzeitig zu erteilen und nach Erteilung verbindlich. Nachträgliche 

Änderungen bedürfen der Zustimmung des Verkäufers und können zu einer 

angemessenen Anpassung von Preis und Lieferzeit führen. Die Rücknahme oder 

der Umtausch mangelfreier kundenspezifischer Lieferungen ist ausge-

schlossen. Im Fall einer einvernehmlichen Vertragsaufhebung gemäß Ziffer I. 4 

sind zusätzlich die Kosten auftragsspezifisch beschaffter und nicht anderweitig 

zumutbar verwendbarer Materialien und Bauteile zu erstatten. 

II. Preise und Zahlungsvereinbarungen 

1. Preise verstehen sich ab Werk einschließlich Verpackung, ausschließlich 

Versand und Transportversicherung, jeweils zuzüglich der gesetzlichen 

Umsatzsteuer. Soweit im Einzelfall Incoterms® vereinbart werden, gilt die bei 

Vertragsschluss ausdrücklich bezeichnete Incoterms®-Klausel in der 

vereinbarten Fassung. 

2. Zahlungen hat der Käufer kostenfrei an die vom Verkäufer benannte 

Zahlstelle zu leisten. Die kundenbezogenen Zahlungsbedingungen sind auf der 

Rechnung aufgeführt. Skonto wird nur gewährt, wenn dies ausdrücklich 

vereinbart ist. 

3. Eine Aufrechnung durch den Käufer ist nur mit unbestrittenen oder 

rechtskräftig festgestellten Gegenforderungen zulässig. 

4. Im Rahmen eines Versendungskaufs hat der Käufer die Transportkosten ab 

Lager zu tragen. Die Kosten einer vom Käufer gewünschten 

Transportversicherung sowie etwaige Zölle, Gebühren, Steuern und sonstige 

öffentliche Abgaben trägt der Käufer. 

5. Bei Zahlungsverzug gelten die gesetzlichen Rechtsfolgen. Entgeltforderungen 

sind während des Verzugs mit neun Prozentpunkten über dem jeweiligen 

Basiszinssatz zu verzinsen. Der Verkäufer hat außerdem Anspruch auf die 

Verzugspauschale in Höhe von 40 Euro gemäß § 288 Abs. 5 BGB. Die 

Geltendmachung eines weitergehenden Verzugsschadens und eines Anspruchs 

auf höhere Zinsen aus einem anderen Rechtsgrund bleibt unberührt. 

6. Wird nach Vertragsschluss erkennbar, dass der Anspruch des Verkäufers auf 

die Gegenleistung durch mangelnde Leistungsfähigkeit des Käufers gefährdet 

wird, kann der Verkäufer noch ausstehende Lieferungen und Leistungen bis zur 

Bewirkung der Gegenleistung oder Stellung einer angemessenen Sicherheit 

verweigern. Der Verkäufer kann dem Käufer eine angemessene Frist setzen, 

innerhalb derer der Käufer nach seiner Wahl Zug um Zug gegen die Leistung die 

Gegenleistung zu bewirken oder Sicherheit zu leisten hat. Nach erfolglosem 

Fristablauf ist der Verkäufer nach den gesetzlichen Vorschriften zum Rücktritt 

berechtigt. Die gesetzlichen Rechte, insbesondere aus § 321 BGB, bleiben 

unberührt. 

III. Eigentumsvorbehalt  

1. Wir behalten uns das Eigentum an der gelieferten Ware bis zur vollständigen 

Bezahlung aller unserer gegenwärtigen und künftigen Forderungen aus dem 

Kaufvertrag und einer laufenden Geschäftsbeziehung (gesicherte Forderungen) 

vor.  

2. Bevor nicht eine vollständige Bezahlung der gesicherten Forderungen erfolgt 

ist, dürfen die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren weder an Dritte 

verpfändet, noch zur Sicherheit übereignet werden. Der Käufer hat uns 

unverzüglich für den Fall, dass ein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenz-

verfahrens gestellt oder soweit Zugriffe Dritter (z. B. Pfändungen) auf die uns 

gehörenden Waren erfolgen, schriftlich zu benachrichtigen. Soweit der Dritte 

nicht in der Lage ist, uns die gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten einer 

Klage gemäß Paragraf 771 ZPO zu erstatten, haftet der Käufer für den uns 

entstandenen Ausfall. 

3. Bei vertragswidrigem Verhalten des Käufers, insbesondere bei Nichtzahlung 

des fälligen Kaufpreises, sind wir nach den gesetzlichen Vorschriften zum 

Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Aufgrund des Eigentumsvorbehalts können 

wir die Ware herausverlangen, nachdem wir wirksam vom Vertrag 

zurückgetreten sind. Für den Fall, dass der Käufer den fälligen Kaufpreis nicht 

bezahlt, müssen wir ihm vor Geltendmachung des Rücktritts erfolglos eine 

angemessene Frist zur Zahlung gesetzt haben, sofern eine solche Fristsetzung 

nach den gesetzlichen Vorschriften nicht entbehrlich ist. Unsere sonstigen 

gesetzlichen und vertraglichen Rechte bleiben unberührt. 

4. Der Käufer ist bis auf Widerruf gemäß III. 4. Lit. c befugt, die unter 

Eigentumsvorbehalt stehenden Waren im ordnungsgemäßen Geschäftsgang 

weiter zu veräußern und/oder zu verarbeiten. Für diesen Fall gelten die 

nachfolgenden Bestimmungen ergänzend: 

a) Die durch Verbindung, Vermischung oder Verarbeitung entstehenden 

Erzeugnisse unserer Waren unterliegen dem Eigentumsvorbehalt zu deren 

vollem Wert, wobei wir als Hersteller gelten. Für den Fall, dass bei einer 

Verbindung, Vermischung oder Verarbeitung mit den Waren Dritter deren 

Eigentumsrecht bestehen bleibt, erwerben wir Miteigentum im Verhältnis der 

Rechnungswerte der verbundenen, vermischten oder verarbeiteten Waren. Im 

Übrigen gilt für das entstehende Erzeugnis das Gleiche wie für die unter 

Eigentumsvorbehalt gelieferte Ware. Der Käufer tritt auch zu Sicherungs-

zwecken solche Forderungen an uns ab, die ihm durch die Verbindung der 

Vorbehaltsware mit einem Grundstück gegen einen Dritten erwachsen. Für 

diesen Fall nehmen wir die Abtretung an.  

b. Der Käufer tritt uns bereits zum jetzigen Zeitpunkt insgesamt bzw. in Höhe 

unseres etwaigen Miteigentumsanteils gemäß III. 4. Lit. a zu Sicherungs-

zwecken die aus dem Weiterverkauf der Ware oder des Erzeugnisses 

entstehenden Forderungen gegen Dritte in Höhe des mit uns vereinbarten 
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Faktura-Endbetrages (einschließlich Mehrwertsteuer) ab. Die Abtretung 

nehmen wir an. Die gemäß III. 2. aufgeführten Pflichten des Käufers gelten auch 

in Ansehung der abgetretenen Forderungen. 

c. Der Käufer bleibt neben uns zur Einziehung der Forderung ermächtigt. 

Solange der Käufer seinen Zahlungsverpflichtungen uns gegenüber 

nachkommt, kein Mangel der Leistungsfähigkeit des Käufers vorliegt und wir 

den Eigentumsvorbehalt nicht durch Ausübung eines Rechts gemäß III. 3. 

geltend machen, verpflichten wir uns, die Forderung nicht einzuziehen. Sofern 

wir ein Recht gemäß III. 3. geltend machen, können wir vom Käufer die 

Bekanntmachung der abgetretenen Forderungen und deren Schuldner 

verlangen, sowie dass der Käufer alle zum Einzug erforderlichen Angaben 

macht, die dazugehörigen Unterlagen aushändigt und den Schuldnern (Dritten) 

die Abtretung mitteilt. Darüber hinaus sind wir berechtigt, die 

Weiterveräußerungsbefugnis des Käufers sowie dessen Befugnis zur 

Verarbeitung der unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren zu widerrufen. 

d. Für den Fall, dass der realisierbare Wert der Sicherheiten unsere 

Forderungen um mehr als 10% übersteigt, geben wir auf Verlangen des Käufers 

Sicherheiten nach unserer Wahl frei.  

5. Der Käufer ist verpflichtet, solange das Eigentum noch nicht auf ihn 

übergegangen ist, die Kaufsache pfleglich zu behandeln. Insbesondere ist er 

verpflichtet, diese auf eigene Kosten gegen Diebstahl-, Feuer- und 

Wasserschäden ausreichend zum Neuwert zu versichern. Müssen Wartungs- 

und Inspektionsarbeiten durchgeführt werden, hat der Käufer diese auf eigene 

Kosten rechtzeitig auszuführen. 

IV. Liefertermine und Lieferverzug 

1. Angegebene Liefertermine setzen voraus, dass der Käufer seine Zahlungs- 

und sonstigen Mitwirkungs- und Vertragspflichten fristgerecht erfüllt und 

insbesondere erforderliche Unterlagen, Informationen und Freigaben 

vollständig und rechtzeitig bereitstellt. Andernfalls verschieben sich die 

Termine angemessen, es sei denn, die Verzögerung ist vom Verkäufer 

verursacht. 

2. Liefer- und Leistungsfristen verlängern sich angemessen, soweit deren 

Einhaltung durch höhere Gewalt oder sonstige vom Verkäufer nicht zu 

vertretende Umstände beeinträchtigt wird, insbesondere durch 

Mobilmachung, Krieg, Terror, innere Unruhen, Streik, Aussperrung, 

behördliche Maßnahmen, erhebliche Transport- oder Lieferkettenstörungen, 

IT-Angriffe Dritter, denen trotz üblicher Sorgfalt bei Schutzmaßnahmen nicht 

vorgebeugt werden konnte, oder Hindernisse aus deutschem, US-

amerikanischem, EU- oder sonstigem anwendbarem Außenwirtschaftsrecht. 

Gleiches gilt bei nicht rechtzeitiger oder nicht ordnungsgemäßer 

Selbstbelieferung, sofern der Verkäufer rechtzeitig ein kongruentes 

Deckungsgeschäft abgeschlossen hat und die Nichtbelieferung nicht zu 

vertreten hat. Der Verkäufer informiert den Käufer über eine hierdurch 

bedingte Verzögerung und deren voraussichtliche Dauer, sobald dies nach den 

Umständen zumutbar möglich ist. 

3. Für Schadensersatzansprüche des Käufers wegen Lieferverzugs gilt 

ausschließlich Ziffer XII. 

4. Die gesetzlichen Rücktrittsrechte des Käufers bleiben unberührt. Die 

Beweislastverteilung wird hierdurch nicht zu Lasten des Käufers verändert. 

5. Auf Verlangen des Verkäufers hat der Käufer innerhalb angemessener Frist 

zu erklären, ob er wegen der Verzögerung vom Vertrag zurücktritt oder an der 

Lieferung festhält. 

6. Verzögert sich Versand oder Zustellung auf Wunsch des Käufers oder aus 

sonstigen von ihm zu vertretenden Gründen um mehr als einen Monat nach 

Meldung der Versandbereitschaft, kann der Verkäufer für jeden weiteren 

angebrochenen Monat Lagergeld in Höhe von 0,5 % des Warenpreises, 

insgesamt höchstens 5 %, verlangen. Dem Käufer bleibt der Nachweis gestattet, 

dass keine oder wesentlich geringere Lagerkosten entstanden sind; dem 

Verkäufer bleibt der Nachweis höherer tatsächlicher Lagerkosten vorbehalten. 

Weitergehende gesetzliche Ansprüche, insbesondere wegen Annahmeverzugs, 

bleiben unberührt. 

7. Der Verkäufer ist zu Teillieferungen berechtigt, sofern dies dem Käufer 

zumutbar ist. 

V. Gefahrübergang 

1. Bei Versendung geht die Gefahr mit Übergabe der Ware an den Spediteur, 

Frachtführer oder die sonst zur Ausführung der Versendung bestimmte Person 

auf den Käufer über, auch bei frachtfreier Lieferung. Bei Abholung geht die 

Gefahr mit Übergabe an den Käufer oder dessen Beauftragten über. Soweit ein 

Probelauf vereinbart und für den Gefahrübergang ausdrücklich maßgeblich 

gemacht wurde, geht die Gefahr mit dessen erfolgreichem Abschluss über. Auf 

Wunsch und Kosten des Käufers versichert der Verkäufer die Sendung gegen 

übliche Transportgefahren. 

2. Verzögern sich Versand, Übergabe, Übernahme oder Probelauf aus Gründen, 

die der Käufer zu vertreten hat, oder gerät der Käufer aus anderen Gründen in 

Annahmeverzug, geht die Gefahr bereits zu diesem Zeitpunkt auf ihn über. 

VI. Aufstellung  

Die Aufstellung und Montage der Lieferung ist vom Käufer vorzunehmen, 

soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist. 

VII. Annahme der Lieferung 

Der Käufer darf die Entgegennahme einer Lieferung nicht wegen unerheblicher 

Mängel verweigern. Soweit für eine Werkleistung eine Abnahme gesetzlich 

oder vertraglich erforderlich ist, ist diese nach Fertigstellung und Mitteilung der 

Abnahmebereitschaft unverzüglich durchzuführen; wegen unwesentlicher 

Mängel darf die Abnahme nicht verweigert werden. Die gesetzlichen 

Regelungen zur Abnahme, insbesondere § 640 Abs. 2 BGB, bleiben unberührt. 

VIII. Mängelansprüche 

1. Für die vereinbarte Beschaffenheit der Lieferung sind die im Vertrag, 

insbesondere in der Auftragsbestätigung, festgelegten Spezifikationen 

maßgeblich. Eine Beschaffenheitsgarantie bedarf einer ausdrücklichen, als 

Garantie bezeichneten Erklärung des Verkäufers. Angaben in Katalogen, 

Datenblättern, Zeichnungen, Werbematerialien oder sonstigen Unterlagen 

stellen keine Garantie dar und werden nur dann zur 

Beschaffenheitsvereinbarung, wenn sie ausdrücklich Vertragsbestandteil 

geworden sind. 

2. Technisch bedingte Änderungen der Konstruktion, Ausführung, Werkstoffe, 

Bauteile und Programme sowie handelsübliche Abweichungen bleiben 

vorbehalten, soweit sie die vereinbarte Beschaffenheit, Funktionstauglichkeit 

oder Verwendbarkeit zum vertraglich vorausgesetzten Zweck nicht wesentlich 

beeinträchtigen und dem Käufer zumutbar sind. Gleiches gilt für Abweichungen 

innerhalb einschlägiger Normen sowie vereinbarter oder branchenüblicher 

Toleranzen. 

3. Der Verkäufer entscheidet nach eigener Wahl, ob er mangelhafte Teile oder 

Leistungen kostenfrei nachbessert oder neu liefert bzw. erbringt, sofern die 

Mangelursache bereits bei Gefahrübergang vorlag. 

4. Mängel sind vom Käufer unverzüglich in Textform anzuzeigen. Ist der Käufer 

Kaufmann, gelten die Untersuchungs- und Rügepflichten des § 377 HGB. 

5. Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die Verjährungsfrist für 

Mängelansprüche aus Kauf- und Werklieferungsverträgen zwölf Monate ab 

Ablieferung. Soweit Werkvertragsrecht Anwendung findet, beträgt die 

Verjährungsfrist für Mängelansprüche zwölf Monate ab Abnahme. Die 

Fristverkürzung gilt nicht für Schadensersatzansprüche gemäß Ziffer XII, bei 

Vorsatz, arglistigem Verschweigen eines Mangels oder Übernahme einer 

Garantie, in den Fällen des § 438 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BGB und des § 634a Abs. 1 

Nr. 2 BGB sowie für Rückgriffsansprüche nach §§ 445a, 445b BGB, soweit am 

Ende der Lieferkette ein Verbrauchsgüterkauf steht oder die Fristverkürzung 

sonst gesetzlich unzulässig ist. 

6. Für Hemmung, Ablaufhemmung und Neubeginn der Verjährung gelten die 

gesetzlichen Vorschriften. 

7. Dem Verkäufer ist Gelegenheit zur Nacherfüllung innerhalb angemessener 

Frist zu geben, soweit eine Fristsetzung nach den gesetzlichen Vorschriften 

nicht entbehrlich ist. 

8. Schlägt die Nacherfüllung fehl oder ist sie dem Käufer unzumutbar, stehen 

dem Käufer die gesetzlichen Rechte auf Rücktritt oder Minderung zu, soweit 

deren Voraussetzungen vorliegen. 

9. Ausgeschlossen sind Mängelansprüche bei nur unerheblichen Abweichungen 

oder Beeinträchtigungen, bei natürlicher Abnutzung sowie bei Schäden, die 

nach Gefahrübergang durch fehlerhafte oder nachlässige Behandlung, 

Überbeanspruchung, ungeeignete Betriebsmittel, mangelhafte Bauarbeiten, 

ungeeigneten Baugrund oder besondere, vertraglich nicht vorausgesetzte 

äußere Einflüsse entstehen. Gleiches gilt für unsachgemäße Änderungs-, Ein-

/Ausbau- oder Reparaturarbeiten des Käufers oder Dritter sowie deren Folgen. 

Bei Softwarefehlern setzt die Mängelbearbeitung voraus, dass der Fehler trotz 

zumutbarer Mitwirkung des Käufers reproduzierbar oder so hinreichend 

dokumentiert ist, dass der Verkäufer ihn nachvollziehen und prüfen kann. 

10. Mehraufwand für die Nacherfüllung, der dadurch entsteht, dass die Ware 

nach Lieferung an einen anderen Ort als den Sitz des Käufers verbracht wurde, 
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trägt der Käufer selbst, außer die Verbringung entspricht dem vertrags-

gemäßen Gebrauch. Entsprechendes gilt für Aufwendungsersatz nach § 445a 

BGB, sofern kein Verbrauchsgüterkauf am Kettenende steht. 

11. Rückgriffsansprüche des Käufers nach § 445a BGB bestehen nur, soweit er 

mit seinem eigenen Abnehmer keine über das Gesetz hinausgehenden 

Vereinbarungen getroffen hat. 

12. Für Schadensersatzansprüche wegen Mängeln gilt ausschließlich die 

Haftungsregelung gemäß Ziffer XII. 

IX. Schutzrechte Dritter 

1. Sofern nicht anders vereinbart, schuldet der Verkäufer eine Lieferung frei 

von Rechten Dritter nur im Land des Lieferorts. Macht ein Dritter wegen einer 

solchen Schutzrechtsverletzung berechtigte Ansprüche gegen den Käufer 

geltend, haftet der Verkäufer innerhalb der Frist nach VIII. Ziffer 5 wie folgt: Er 

verschafft nach eigener Wahl und auf eigene Kosten ein Nutzungsrecht, ändert 

die Lieferung so ab, dass die Rechtsverletzung entfällt, oder tauscht sie aus; ist 

dies zu angemessenen Bedingungen nicht möglich, stehen dem Käufer die 

gesetzlichen Rücktritts- oder Minderungsrechte zu. Schadensersatz richtet sich 

nach XII. Diese Pflichten bestehen nur, wenn der Käufer den Verkäufer 

unverzüglich in Textform informiert, die Rechtsverletzung nicht anerkennt und 

dem Verkäufer die Abwehr sowie Vergleichsverhandlungen überlässt; stellt der 

Käufer die Nutzung aus wichtigem Grund ein, weist er den Dritten darauf hin, 

dass darin kein Anerkenntnis liegt. 

2. Hat der Käufer die Rechtsverletzung selbst zu vertreten, entfallen seine 

Ansprüche. 

3. Ebenso entfallen die Ansprüche des Käufers, wenn die Verletzung auf 

besonderen Vorgaben des Käufers, einer für den Verkäufer nicht 

vorhersehbaren Verwendung oder auf einer Veränderung der Lieferung bzw. 

deren Kombination mit Fremdprodukten beruht.  

Soweit Dritte wegen solcher vom Käufer zu verantwortenden Umstände 

Ansprüche gegen den Verkäufer geltend machen, stellt der Käufer den 

Verkäufer von berechtigten Ansprüchen Dritter einschließlich notwendiger und 

angemessener Rechtsverteidigungskosten frei; dies gilt nicht, soweit der 

Verkäufer die jeweilige Rechtsverletzung selbst zu vertreten hat. 

4. Für die Ansprüche nach Nr. 1  gelten im Übrigen VIII. Nr. 6, 10, 11 

entsprechend, für sonstige Rechtsmängel Nr. VIII. insgesamt entsprechend. 

Weitergehende Ansprüche wegen Rechtsmängeln bestehen nicht. 

X. Außenwirtschaftsrechtlicher Vorbehalt 

1. Die Vertragserfüllung steht unter dem Vorbehalt, dass ihr keine Hindernisse 

aus deutschem, US-amerikanischem, EU- oder sonstigem anwendbarem 

Außenwirtschaftsrecht sowie keine Embargos oder sonstigen Sanktionen 

entgegenstehen. 

2. Der Käufer stellt alle für Ausfuhr, Verbringung oder Einfuhr notwendigen 

Informationen und Unterlagen zur Verfügung. 

3. Der Käufer beachtet bei Nutzung, Weiterverkauf, Weitergabe, Ausfuhr und 

Wiederausfuhr der Lieferung sämtliche anwendbaren zoll-, außenwirtschafts- 

und sanktionsrechtlichen Vorschriften. Er holt vor einer Weitergabe alle 

erforderlichen Genehmigungen ein und gibt gesetzliche oder behördliche 

Beschränkungen an seine Abnehmer und sonstigen Empfänger weiter. Soweit 

gesetzlich vorgeschrieben, verpflichtet er seine Abnehmer insbesondere 

wirksam, die Lieferung weder unmittelbar noch mittelbar in sanktionierte 

Länder oder zur dortigen Verwendung wiederauszuführen. 

4. Der Käufer teilt dem Verkäufer auf Verlangen unverzüglich den 

Endempfänger, das Bestimmungsland und die beabsichtigte Endverwendung 

mit, legt geeignete Nachweise und Endverbleibsdokumente vor und informiert 

den Verkäufer unverzüglich über Änderungen sowie über tatsächliche oder 

vermutete Verstöße in der weiteren Lieferkette.  

Der Verkäufer ist berechtigt, die Leistung bis zur vollständigen Klärung 

auszusetzen, soweit konkrete Anhaltspunkte für einen Verstoß bestehen; 

gesetzliche Rücktritts- und Kündigungsrechte bleiben unberührt. 

5. Verletzt der Käufer schuldhaft eine Pflicht gemäß Ziffer X. 2 bis 4, stellt er 

den Verkäufer von hierdurch verursachten berechtigten Ansprüchen Dritter 

frei und erstattet ihm im Innenverhältnis die hierdurch verursachten Zölle, 

Einfuhrabgaben, Steuern sowie notwendigen und angemessenen Rechts-

verteidigungskosten. Dies gilt nicht, soweit der Verkäufer die jeweilige Folge 

selbst zu vertreten hat. Zwingende öffentlich-rechtliche Verantwortlichkeiten 

gegenüber Behörden werden durch diese Regelung nicht verändert. 

 

XI. Unmöglichkeit und Vertragsanpassung 

1. Verändern Ereignisse im Sinne von IV. Ziffer 2 die wirtschaftliche Bedeutung 

oder den Inhalt der Lieferung erheblich oder wirken sie sich erheblich auf den 

Betrieb des Verkäufers aus, wird der Vertrag nach Treu und Glauben angepasst; 

ist dies wirtschaftlich nicht zumutbar, kann der Verkäufer zurücktreten. 

Gleiches gilt, wenn notwendige Ausfuhrgenehmigungen ausbleiben oder 

unbrauchbar sind. Der Verkäufer teilt einen beabsichtigten Rücktritt 

unverzüglich nach Erkennen der Tragweite mit, auch wenn zuvor eine 

Lieferfristverlängerung vereinbart war. 

XII. Haftung 

1. Der Verkäufer haftet bei Verletzung vertraglicher und außervertraglicher 

Pflichten nach den gesetzlichen Vorschriften, soweit sich aus diesen 

Allgemeinen Lieferbedingungen einschließlich der nachfolgenden 

Bestimmungen nichts anderes ergibt. 

2. Der Verkäufer haftet bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 

3. Für Schäden aus der schuldhaften Verletzung des Lebens, des Körpers oder 

der Gesundheit haftet der Verkäufer ebenfalls. 

4. Bei leicht fahrlässiger Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht ist die 

Haftung des Verkäufers auf den vorhersehbaren, typischerweise eintretenden 

Schaden begrenzt. Wesentliche Vertragspflichten sind Pflichten, deren 

Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst 

ermöglicht und auf deren Einhaltung der Käufer regelmäßig vertrauen darf. 

5. Im Übrigen ist die Haftung des Verkäufers für leichte Fahrlässigkeit 

ausgeschlossen. 

6. Die vorstehenden Haftungsbeschränkungen gelten auch zugunsten der 

gesetzlichen Vertreter, Mitarbeiter und Erfüllungsgehilfen des Verkäufers. 

7. Die vorstehenden Haftungsbeschränkungen gelten nicht, soweit der 

Verkäufer einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie 

übernommen hat, für Ansprüche nach dem Produkthaftungsgesetz sowie in 

sonstigen Fällen zwingender gesetzlicher Haftung. 

8. Soweit Werkvertragsrecht oder § 650 Abs. 1 Satz 3 BGB Anwendung findet, 

wird das freie Kündigungsrecht des Käufers gemäß § 648 BGB, soweit gesetzlich 

zulässig, ausgeschlossen. Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund gemäß 

§ 648a BGB sowie sonstige zwingende Kündigungsrechte bleiben unberührt. 

9. Die Beweislastverteilung wird durch die vorstehenden Regelungen nicht zu 

Lasten des Käufers verändert. 

XIII. Transportverpackungen  

1. Transportverpackungen sind insbesondere Kartonagen, Füllmaterial, Kabel-

trommeln, Holzkisten und Paletten, die bei der Lieferung anfallen. 

2. Der Käufer wird darauf hingewiesen, dass gebrauchte, restentleerte 

Transportverpackungen der von § 39 Abs. 1 Satz 1 VerpackDG erfassten Art 

grundsätzlich am Ort der tatsächlichen Übergabe oder in dessen unmittelbarer 

Nähe unentgeltlich zurückgegeben werden können. Abweichend hiervon 

vereinbaren die Parteien gemäß § 39 Abs. 1 Satz 5 VerpackDG, dass der Käufer 

die bei ihm anfallenden gebrauchten, restentleerten Transportverpackungen 

am Ort ihres Anfalls getrennt von übrigen Abfällen sammelt und auf eigene 

Kosten einer Wiederverwendung oder ordnungsgemäßen Verwertung zuführt. 

Damit treffen die Parteien eine abweichende Vereinbarung über den Ort der 

Rückgabe und die Kostenregelung. 

3. Abweichende Rücknahmemodalitäten, insbesondere eine Rückgabe an den 

Verkäufer, bedürfen einer vorherigen Vereinbarung in Textform. Zwingende 

öffentlich-rechtliche Pflichten des Verkäufers bleiben unberührt. 

XIV. Software 

1. Bei mitgelieferter Standardsoftware und Firmware erhält der Käufer ein 

einfaches Nutzungsrecht in unveränderter Form auf den vertraglich 

vereinbarten Geräten, soweit dies für deren bestimmungsgemäßen Gebrauch 

erforderlich ist. Eine Übertragung ist, soweit vertraglich beschränkbar, nur 

gemeinsam mit dem jeweiligen Gerät zulässig. Zwingende gesetzliche 

Nutzungs- und Weitergaberechte, insbesondere aufgrund urheberrechtlicher 

Erschöpfung, bleiben unberührt. 

XV. Gerichtsstand und anwendbares Recht 

1. Ist der Käufer Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts oder 

öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher Gerichtsstand für 

Streitigkeiten aus dem Vertragsverhältnis der Sitz des Verkäufers; der 

Verkäufer kann jedoch auch am Sitz des Käufers klagen. 
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2. Es gilt deutsches Recht unter Ausschluss des UN-Kaufrechts (CISG). Bei 

fremdsprachigen Fassungen dieser Allgemeinen Lieferbedingungen ist bei 

Widersprüchen die deutsche Fassung maßgeblich. 

XVI. Salvatorische Klausel 

Ist eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam, bleibt der Vertrag im Übrigen 

wirksam. 


